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Geſetz-Sammlung 
für die 5 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 3923.) Beſtaͤtgungs⸗ Urkunde, betreffend die „Duͤſſeldorfer Spinnerei- und Weberei— 
Aktien-Geſellſchaft“. Vom 16. Januar 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


thun kund und fuͤgen hiemit zu wiſſen, daß Wir, nachdem ſich eine Aktienge⸗ 
ſellſchaft, mit dem Domizil zu Duͤſſeldorf, zu dem Zwecke gebildet hat, mecha⸗ 
niſche Baumwoll⸗Spinnereien und Webereien zu errichten und mit den bezuͤglichen 
Rohſtoffen und Fabrikaten Handel zu treiben, die Errichtung dieſer Aktienge⸗ 
ſellſchaft unter der Firma: „Düffeldorfer Spinnerei» und Weberei⸗ 
Aktiengeſellſchaft“ auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. 
genehmigt und die in den notariellen Akten vom 4. Juli und 28. November 
1853. feſtgeſtellten und verlautbarten Geſellſchafts-Statuten beſtaͤtigt haben. 
8 Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit den vorgedachten notariellen Akten 
fuͤr immer verbunden und mit dem Wortlaut der Geſellſchafts- Statuten und 
der Formulare fuͤr die Aktien und Dividendenſcheine durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung und das Amtsblatt Unſerer Regierung zu Duͤſſeldorf zur oͤffentlichen 
Kunde gebracht werden ſoll. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 8 
Gegeben Charlottenburg, den 16. Januar 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. 


Jahrgang 1854. (Nr. 3923.) a 5 Sta⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 2. Februar 1854. 
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Statuten 
der 


Düſſeldorfer Spinnerei⸗ und Weberei⸗Aktiengeſellſchaft. 


Titel I. 


Bildung, Domizil, Dauer und Zweck der Geſellſchaft. 


Artikel 1. 


Unter dem Namen: „Duͤſſeldorfer Spinnerei- und Weberei— 
Aktien-Geſellſchaft“ bildet ſich, vorbehaltlich der landesherrlichen Geneh— 
migung, eine Aktiengeſellſchaft nach den Beſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs 
und in Gemaͤßheit des Geſetzes vom 9. November 1843. mit dem Domizil 
und dem Sitze der Verwaltung in Duͤſſeldorf. 


Artikel 2. 

Die Geſellſchaft bezweckt die Errichtung und den Betrieb mechaniſcher 
Baumwoll⸗Spinnereien und Webereien; fie iſt demzufolge berechtigt, zur Fa⸗ 
brifation von baumwollenen Garnen und von Geweben in einfachen und ge= 
miſchten Stoffen, ferner zum Ein- und Verkauf aller dazu erforderlichen Roh- 
ſtoffe, wie zum Abſatz aller Erzeugniſſe der Fabrik; ſie iſt ferner befugt, alle 
Diejenigen Manipulationen mit den gewonnenen Garnen und Geweben vorzu— 
nehmen, wodurch die Fabrikate dem Markte zugaͤnglicher gemacht werden. 


Artikel 3. 


Die Dauer der Geſellſchaft wird vorlaͤufig auf funfzig nach einander fol- 
gende Jahre, anfangend mit dem Tage der landesherrlichen Genehmigung, 
feſtgeſetzt. Die Verlaͤngerung der Dauer kann durch eine Generalverfamm- 
lung in Gemaͤßheit des Artikels 21. beſchloſſen werden, welcher Beſchluß der 
landesherrlichen Genehmigung bedarf. 


Titel II. 
Kapital. Aktien. Aktionaire. 


Artikel 4. 


Die Geſellſchaft wird auf Aktien, jede von zweihundert Thalern, ge— 
gruͤndet, welche auf den Inhaber geſtellt werden. Das Kapital der Gefell- 
ſchaft ſoll aus ein und einer halben Million Thaler Preußiſch Kurant befte- 
hen; von dieſem Grundkapital werden ſofort ſiebenhundert und funfzigtauſend 
Thaler emittirt und der Reſt auf Beſchluß des Verwaltungsraths je nach den 
Beduͤrfniſſen der Geſellſchaft. 

i Die 


„„ 


Die Vorzeiger von Aktien der erſten Emiſſion haben das Recht, zum 
Betrage ihrer produzirten Aktien ſich bei der zweiten Emiſſion al pari zu be⸗ 
theiligen. Nachdem die landesherrliche Genehmigung erfolgt iſt und zweitau⸗ 
ſend Aktien gezeichnet ſind, tritt die Geſellſchaft in Wirkſamkeit. Eine Er⸗ 
hoͤhung des Aktienkapitals uͤber eine und eine halbe Million Thaler kann von 
der Generalverſammlung, unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung, 
in Gemaͤßheit des Artikels 21. beſchloſſen werden. 


Artikel 5. 


Die Aktien werden mit einer Nummer verſehen, von drei Mitgliedern 
des Verwaltungsraths unterzeichnet und von einem Stammende, welches bei 
dem Verwaltungsrathe deponirt bleibt, abgeſchnitten. Mit jeder Aktie werden 
Dividendenſcheine, auf jeden Inhaber lautend, und zwar vorlaͤufig auf fuͤnf 
ede ausgegeben, welche nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt 
werden. 


Die Aktienbetraͤge werden nach Beduͤrfniß der Geſellſchaft in Raten 
von zehn à zwanzig Prozent eingezahlt, und zwar innerhalb vier Wochen nach 
einer von dem Verwaltungsrathe in den im Artikel 12. bezeichneten Blaͤttern 
veranlaßten Aufforderung. 


Artikel 7. 


Ueber die Ratenzahlungen werden beſondere, mit der Nummer der kuͤnftig 
auszufertigenden Aktiendokumente verſehene und auf den Namen der erſten 
Zeichner lautende Interimsſcheine ertheilt und dieſe nach Einzahlung der letzten 
Rate gegen die Aktiendokumente ausgewechſelt. 


5 Artikel 8. 

Wer innerhalb der feſtgeſetzten Friſt die Einzahlung der Rate nach 
Artikel 6. nicht leiſtet, verfaͤllt in eine Konventionalſtrafe von fuͤnf Thalern fuͤr 
jede Aktie, von welcher die Zahlung in Ruͤckſtand geblieben iſt, und zwar zum 

Vortheil der Geſellſchaftskaſſe. Wenn ſodann die Zahlung auf eine erneuerte 
oͤffentliche Aufforderung innerhalb zweier fernerer Monate nicht erfolgt iſt, fo 
ſteht es der Geſellſchaft frei, nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsraths, ent- 
weder den eingeforderten Betrag der Aktie nebſt der Strafe gerichtlich einzu= 
treiben oder 7 zu verzichten. Im letzteren Falle gehen die durch die 
urſpruͤngliche Unterzeichnung dem Aktionair gewordenen Anſpruͤche, ſowie das 
Eigenthumsrecht der bis dahin eingezahlten Raten, auf die Geſellſchaft über, 
und der Verwaltungsrath iſt berechtigt, die betreffenden Interimsſcheine einzu- 
fordern und zu vernichten, oder ſie in einer oͤffentlichen Anzeige fuͤr null und 
abe zu erklären und die erledigten Aktien an neue Aktienzeichner zu ver- 
aufen. 

Die erſten Zeichner haften fuͤr vierzig Prozent des Nominalbetrages ihrer 
Aktienzeichnung. Nach erfolgter Einzahlung dieſes Betrages koͤnnen die erſten 
Zeichner ihre Rechte und Verbindlichkeiten der Geſellſchaft gegenuͤber an Dritte 
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durch eine Bon beiden Theilen unterſchriebene notariell oder gerichtlich beglaubigte 
Erklärung übertragen, wenn der Verwaltungsrath feine Genehmigung dazu 
ertheilt. In dieſem Falle werden neue auf den Namen des Ceſſionars lautende 
Interimsſcheine unter der Nummer der fruͤheren, welche kaſſirt werden, ausge⸗ 
fertigt. Die Koſten trägt der Ceſſionar. 


Artikel 9. 


Jeder Aktionair hat im Verhaͤltniß des Nominalwerthes ſeiner Aktien 
gleichen Antheil an dem Geſammteigenthum, dem Gewinn und Verluſt der 
Geſellſchaft, iſt jedoch über den Betrag feiner Aktien hinaus zu Zahlungen 
weder der Geſellſchaft, noch einem Dritten gegenuͤber verhaftet, den einzigen 
Fall der im Artikel 8. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. Dieſe 
Beſtimmung kann durch einen Beſchluß der Generalverſammlung nicht ab⸗ 
geaͤndert werden. 


Artikel 10. 


Wenn angeblich verlorene oder vernichtete Aktien oder Dividendenſcheine, 
welche auf jeden Inhaber lauten, amortiſirt werden ſollen, ſo erlaͤßt der Ver⸗ 
waltungsrath dreimal in Zwiſchenraͤumen von vier Monaten eine oͤffentliche 
Aufforderung, jene Dokumente einzuliefern oder die etwaigen Rechte an den⸗ 
ſelben geltend zu machen. Sobald zwei Monate nach der letzten Aufforderung 
vergangen, die Dokumente indeß nicht eingeliefert, oder die Rechte nicht geltend 
gemacht worden find, erklaͤrt das Königliche Landgericht zu Duͤſſeldorf die 
Dokumente fuͤr nichtig. Der Verwaltungsrath veroͤffentlicht dieſen Beſchluß 
durch die Geſellſchaftsblaͤtter und fertigt an Stelle dieſer Dokumente andere 
aus, nachdem die Unkoſten dieſes Verfahrens der Geſellſchaft erſtattet worden ſind. 


: Artikel 11. 

Alle Aktionaire haben in Duͤſſeldorf Domizil zu waͤhlen. Bei denjenigen, 
die kein beſonderes Domizil gewaͤhlt haben, wird angenommen, als haͤtten ſie 
ihr Domizil auf dem Sekretariate des Handelsgerichts in Duͤſſeldorf. Mehrere 
Repraͤſentanten und Rechtsnachfolger eines Aktionairs koͤnnen ihre Rechte nicht 

einzeln, ſondern nur zuſammen durch Eine Perſon wahrnehmen laſſen. 


Artikel 12. 


Die Geſellſchaft erlaͤßt alle Bekanntmachungen in den Preußiſchen Staats⸗ 
Anzeiger in Berlin, in die Cölnifche Zeitung, die Elberfelder Zeitung und die 
Düffeldorfer Zeitung, fo lange dieſe Blätter beſtehen. Im Falle eines dieſer 
Blaͤtter eingeht, beſtimmt die naͤchſte Generalverſammlung mit Genehmigung 
der Königlichen Regierung in Duͤſſeldorf an Stelle des eingegangenen ein an⸗ 
deres Blatt, und genuͤgt bis dahin, daß dies geſchehen, die Publikation in den 
übriggebliebenen Blättern. Außerdem iſt die Königliche Regierung befugt, ſo⸗ 
bald ſie es fuͤr erforderlich erachtet, vorzuſchreiben, welche Blaͤtter an Stelle 
der obengenannten treten ſollen. Dieſe Verfügung iſt durch die Amtsblätter 
der Regierungen zu veroͤffentlichen, in deren Bezirken die inlaͤndiſchen Gefell- 
ſchaftsblaͤtter erſcheinen. 7 
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Titel III. 


Vertretung und Geſchaͤftsfuͤhrung der Geſellſchaft. 


Artikel 13. 


Die gemeinſchaftlichen Intereſſen und Angelegenheiten der Geſellſchaft 
werden wahrgenommen und beſorgt: 
5 1) durch die Aktionaire in den Generalverſammlungen, 
2) durch einen Verwaltungsrath, a 
3) durch den Betriebsdirektor, 
und zwar in nachſtehender Weiſe: 


A. Die Generalverſammlung. 


Artikel 14. 


| Die Generalverſammlung repräfentirt die Gefammtheit der Aktionaire, und 
ihre innerhalb des Statuts gefaßten Beſchluͤſſe ſind fuͤr die anweſenden, wie 
fuͤr die abweſenden Aktionaire verbindlich. 


Artikel 15. 


Obgleich dem Beſitzer von nur Einer Aktie die Theilnahme an den Ver- 
handlungen der Generalverſammlungen geſtattet iſt, fo ift doch jeder Aktionair 
nur fuͤr je fuͤnf Aktien zu einer Stimme berechtigt. Der Inhaber von zehn 
Aktien hat zwei Stimmen, von fuͤnfzehn Aktien drei Stimmen, von zwanzig 
Aktien vier Stimmen und fuͤr jede weitere fuͤnf Aktien eine Stimme mehr; 
uͤber fuͤnfzehn Stimmen fuͤr eigene oder eigene und vertretene Aktien duͤrfen 
jedoch nicht in einer Hand ſein. 


Artikel 16. 


Zur Ausuͤbung des Stimmrechts iſt erforderlich, daß der betreffende 
Aktionair ſeinen Aktienbeſitz mindeſtens acht Tage vor der Generalverſammlung 
durch Vorzeigung der Aktien oder eines der Direktion als genügend erſcheinen⸗ 
den Zeugniſſes uͤber den Beſitz derſelben nachgewieſen und in das dafuͤr be⸗ 
ſtimmte Regiſter hat einſchreiben laſſen. Dieſer Nachweis geſchieht bei dem 
Betriebsdirektor oder den von dieſem delegirten Perſonen, und kann von aus⸗ 
wärtigen Aktionairen durch Vorzeigung der Beſcheinigung eines geſetzlich qua⸗ 
lifizirten Beamten, wodurch der Beſitz der Aktien konſtatirt wird, erfolgen. An⸗ 
weſende ſtimmberechtigte Aktionaire koͤnnen abweſende Aktionaire vertreten, in- 
ſofern fie Über dieſe Vertretung eine genuͤgende Vollmacht beſitzen. Die Voll: 
machten find dem Verwaltungsrathe oder den von demſelben delegirten Mit: 
gliedern vor der Generalverſammlung vorzulegen. Außerdem koͤnnen moraliſche 
Perſonen durch ihre Repraͤſentanten oder durch Bevollmaͤchtigte, Handlungs— 
haͤuſer durch ihre Prokuratraͤger, Minderjaͤhrige durch ihre Vormuͤnder, Frauen 
durch ihre Ehemaͤnner ſich vertreten laſſen, wenn dieſe auch nicht Aktionaire ſind. 
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Artikel 17. 


Die jährlihe Generalverſammlung findet im Laufe des zweiten Jahres— 
Quartals und dieſe regelmaͤßigen, wie die außergewoͤhnlichen Verſammlungen 
in Duͤſſeldorf ſtatt. Die Einberufung geſchieht von dem Praͤſidenten des Ver— 
waltungsraths vier Wochen vor dem Zuſammentritt durch die im Artikel 12. 
benannten öffentlichen Blätter, 0 

Bei der Einberufung zu außergewoͤhnlichen Generalverſammlungen muß 
der Gegenſtand der Berathung angegeben werden; andere Gegenſtaͤnde werden 
nicht vorgetragen; dieſe Verſammlungen werden gehalten, wenn der Verwal— 
tungsrath es fuͤr noͤthig erachtet, oder wenn wenigſtens zehn Aktiongire, welche 
Inhaber von mindeſtens tauſend Aktien ſind, ſchriftlich darauf antragen. Die 
1 Bekanntmachung iſt jedenfalls vierzehn Tage vor der Verſammlung 
zu erlaſſen. 5 


Artikel 18. 


Der Praͤſident des Verwaltungsraths, oder in Verhinderungsfaͤllen deſſen 
Stellvertreter, fuͤhrt in den Generalverſammlungen den Vorſitz und ernennt die 
Stimmſammler. Zu letzteren koͤnnen weder Verwaltungsraͤthe noch die Beam— 
ten der Geſellſchaft ernannt werden. 

Alle Protokolle der Generalverſammlungen werden notariell aufgenommen. 

Es wird denſelben ein von dem Vorſitzenden, dem Betriebs direktor und 
den Stimmſammlern beglaubigtes Verzeichniß der anweſenden Aktionaire und 
ihrer Stimmzahl beigefuͤgt. a 

Die Protokolle werden nur von dem Vorſitzenden, dem Betriebsdirektor 
und den Stimmſammlern unterſchrieben. ; 


Artikel 19. 


In den gewoͤhnlichen Generalverſammlungen eroͤffnet der Vorſitzende die 
eigentlichen Verhandlungen durch den Vortrag eines Berichtes des Verwal— 
tungsraths über die Lage des Geſchaͤftes im Allgemeinen und über die Reſul⸗ 
tate felt verfloſſenen Jahres insbeſondere, und ſetzt ſodann die Tagesord⸗ 
nung feſt. 


Artikel 20. 


15 Folgende Gegenſtaͤnde koͤnnen nur von der Generalverſammlung erledigt 

werden: 2 8 

1) die Vermehrung des Geſellſchaftskapitals durch Ausgabe neuer Aktien; 

2) die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsraths; 

3) die Wahl von drei Kommiſſarien mit dem Auftrage, die Bilanz mit den 

Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft zu vergleichen, und rechtfindend 
dem Verwaltungsrathe Decharge zu ertheilen; 5 

4) die Aufhebung fruͤherer Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen; 

5) die Entſcheidung uͤber die Antraͤge des Verwaltungsraths, ſowie uͤber 
die Anträge einzelner Aktiongire; letztere muͤſſen wenigſtens acht Tage 

vor 
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vor den gewöhnlichen Generalverſammlungen dem Verwaltungsrathe 
ſchriftlich eingereicht ſein; 

6) die Höhe der von dem erzielten Reingewinne unter die Aktionaire zu ver⸗ 
theilenden Dividende; 

7) die etwaigen theilweiſen Verwendungen des Reſervefonds, inſofern er 
nicht zur Deckung außerordentlicher Verluſte gemaͤß den Beſtimmungen 
des Verwaltungsraths verwandt worden iſt; 

8) die Ergänzungen und Abaͤnderungen der Statuten; 

9) die Aufloͤſung der Geſellſchaft. N 
Die Beſchluͤſſe der Poſitionen 1., 8. und 9. bedürfen vor der Ausfüh- 

rung der landesherrlichen Genehmigung. 


Artikel 21. 


Soll ein Antrag auf Veraͤnderung des Statuts oder Vermehrung des 
Geſellſchaftskapitals der Generalverſammlung zur Beſchlußnahme vorgelegt 
werden, ſo muß dies ausdruͤcklich in dem Einberufungsſchreiben bemerkt werden. 
In allen, in dieſem Paragraphen erwaͤhnten Faͤllen haben die Beſchluͤſſe nur 
dann Guͤltigkeit, wenn in der Generalverſammlung drei Viertel aller Aktien 
vertreten ſind und wenn ſie eine Majoritaͤt von zwei Dritteln der vertretenen 
Stimmen fuͤr ſich haben. Sind in ſolchen Generalverſammlungen nicht drei 
Viertel ſaͤmmtlicher Aktien vertreten, fo wird binnen vierzehn Tagen in der im 
Artikel 17. beſtimmten Weiſe eine neue Generalverſammlung berufen, welche 
dann mit abſoluter Stimmenmehrheit der anweſenden Aktionaire definitiv 
entſcheidet. - 


Artikel 22. 


Von dem Verwaltungsrathe oder von Aktionairen, welche zuſammen ein 
Viertel des Geſellſchaftskapitals beſitzen, kann der Antrag auf Aufloͤſung der 
Geſellſchaft geſtellt, die Aufloͤſung ſelbſt aber nur in einer beſonders fuͤr dieſen 
Zweck zuſammenberufenen Generalverſammlung, in welcher jede Aktie zu einer 
Stimme, ohne Beſchraͤnkung der Zahl, berechtigt iſt, durch eine Mehrheit von 
drei Vierteln der anweſenden oder vertretenen Aktien, vorbehaltlich der landes— 
herrlichen Beſtaͤtigung, beſchloſſen werden. Außerdem tritt die Aufloͤſung der 
Geſellſchaft in den in den SS. 25., 28. und 29. des Geſetzes vom 9. Novem⸗ 
ber 1843. beſtimmten Faͤllen ein und wird nach Maaßgabe der in jenen Pa⸗ 
ragraphen getroffenen geſetzlichen Beſtimmungen bewirkt. 

Die Generalverſammlung beſtimmt den Modus der Liquidation und die 
Anzahl der Liquidatoren; fie erwaͤhlt letztere und beſtimmt ihre Befugniffe. 


Artikel 23. 


Bei allen uͤbrigen Beſchluͤſſen der Generalverſammlungen entſcheidet die 
abſolute Stimmenmehrheit. Im Falle der Stimmengleichheit giebt die Stimme 
des Vorſitzenden den Ausſchlag; die Wahlen geſchehen im geheimen Skrutinium 
durch abſolute Stimmenmehrheit. 

Auf den Antrag des Vorſitzenden, ſowie auf den Antrag von wenigſtens 
fünf Aktionairen, muß auch über andere Gegenſtaͤnde durch geheimes Skruti⸗ 
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nium abgeſtimmt werden. Gegenſtaͤnde, uber welche nach dem gegenwärtigen 
Statut der Verwaltungsrat zu entſcheiden hat, gehören nicht zum Reſſort der 
Generalverſammlung. 5 a 


Artikel 24. 


Das Protokoll der Generalverſammlung wird entweder vollſtaͤndig oder 
auszugsweiſe bekannt gemacht. 


B. Der Verwaltungsrath. 


Artikel 25. 


Der Verwaltungsrath iſt der Repraͤſentant der Geſellſchaft; er vertritt 
dieſelbe in allen Beziehungen mit dritten Perſonen, mit dem Staate und mit 
den Gemeinden, er vollzieht die Oberleitung der Geſellſchaft nach befter Ein⸗ 
ſicht unter Beobachtung des Statuts und nach Maaßgabe der verfaſſungs⸗ 
maͤßigen Beſchluͤſſe der Generalverſammlung. Der Verwaltungsrath bedarf 
zur Vertretung der Geſellſchaft keiner Speztalvollmacht, auch ſelbſt nicht fuͤr 
die Faͤlle, wo die Geſetze eine ſolche bei den gewöhnlichen Mandatsverhaͤltniſſen 
vorſchreiben. 

Zur Legitimation des Verwaltungsraths dient eine notarielle Ausfertigung 
des Wahlprotokolls. 5 


Artikel 26. 


Der Verwaltungsrath beſteht aus elf Mitgliedern, von denen wenigſtens 
ſechs in der Buͤrgermeiſterei Duͤſſeldorf wohnen muͤſſen. Ihre Funktionen 
dauern drei Jahre. Alle Jahre ſcheiden drei reſp. vier Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsraths aus, und zwar im erſten Jahre des Wechſels drei und in den 
beiden folgenden Jahren vier, und ſo weiter. Die Generalverſammlung waͤhlt ihre 
Nachfolger in geheimer Abſtimmung. Die ausſcheidenden Mitglieder, welche 
Wi oder bei gleichem Dienſtalter das Loos beſtimmt, ſind wieder 
waͤhlbar. 5 


Artikel 27. 


4 Fuͤr die Dauer des Baues des Etabliſſements und fir die erſten drei 
Jahre nach der Eroͤffnung des Geſchaͤftsbetriebs bilden die nachbenannten Mit⸗ 
ſtifter der Geſellſchaft den Verwaltungsrath: 5 
1) der Herr Kommerzienrath Haniel, 2) der Herr Kommerzienrath Boͤ⸗ 
ninger, 3) der Herr Theodor Croon, 4) der Herr Direktor Wilhelm 
Lueg, 5) der Herr Ludwig Lupp, 6) der Herr Chriſtian Gottfried 
Trinkaus, 7) der Herr Friedrich Auguſt Deus, 8) der Herr Carl Gott⸗ 
lieb Kylmann, 9) der Herr Guſtav Cramer, 10) der Herr Wilhelm 
„Stein, 11) der Herr Guſtav Leſſing. 
Die erſte theilweiſe Erneuerung deſſelben findet demnach in der ordentlichen 
1800 des vierten Betriebsjahres, ſpaͤteſtens in der des Jahres 
att. 
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Artikel 28. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsraths muß mindeſtens zehn Aktien be⸗ 
ſitzen oder erwerben. Dieſe Aktien werden in das Archiv der Geſellſchaft hin⸗ 
terlegt und bleiben, ſo lange die Funktionen des Inhabers als Verwaltungs⸗ 
rath dauern, unveraͤußerlich. 5 ö 


Artikel 29. 

Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Praͤſidenten und 
einen Vizepraͤſidenten auf die Dauer eines Jahres; ſie ſind nach Ablauf des- 
ſelben wieder waͤhlbar. Sind beide verhindert, einer Sitzung des Verwaltungs⸗ 
raths beizuwohnen, ſo uͤbernimmt das nach den Lebensjahren aͤlteſte Mitglied 
den Vorſitz. 


Artikel 30. 


Wenn in außergewoͤhnlicher Weiſe die Stelle eines Mitglieds des Ver⸗ 
waltungsraths zur Erledigung kommt, fo kann dieſelbe vorläufig für die Dauer 
bis zur naͤchſten regelmäßigen Generalverſammlung von dem Verwaltungs⸗ 
rathe aus den Aktionairen wieder beſetzt werden. Die definitive Wiederbeſetzung 
erfolgt durch die Wahl der Generalverſammlung. Das alſo gewählte Mit- 
glied ſcheidet an dem Tage aus, an welchem die Dauer der Funktionen ſeines 
Vorgaͤngers aufgehoͤrt haben wuͤrden. Bis zu der im Artikel 27. beſtimmten 
erſten theilweiſen Erneuerung ergaͤnzt der Verwaltungsrath aus den Aktionairen 


ſich ſelbſt. 
Artikel 31. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich in der Regel mindeſtens monatlich 
einmal, außerdem noch fo oft es der Praͤſident für dienlich erachtet oder auch 
auf den Antrag von drei Verwaltungsraͤthen. n 
Der Prafident ladet zu dieſen Verſammlungen vier Tage vorher ein, in 

dringenden Faͤllen jedoch in kuͤrzerer Friſt. Die Beſchluͤſſe werden in den 
Sitzungen des Verwaltungsraths nach abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Bei 
Gleichheit der Stimmen uͤberwiegt die Stimme des Vorſitzenden. Zur Faſſung 
eines guͤltigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von wenigſtens ſechs Mitgliedern 
erforderlich. * 


Artikel 32. 


Der Verwaltungsrath nimmt vierteljaͤhrig den Geſchaͤftsbericht des Be⸗ 
triebsdirektors uͤber die Fuͤhrung und den Fortgang der Geſchaͤfte, ſowie alle 
Jahre den Abrechnungs- und Geſchaͤftsbericht entgegen und unterwirft denſelben 
einer genauen Pruͤfung. 5 Sr 


Artikel 33. 


Der Verwaltungsrath beraͤth uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft 8 
und verfuͤgt uͤber dieſelben innerhalb der Grenzen des Statuts, ſoweit ſolche 
Jahrgang 1854. (Nr. 3923.) 6 nicht 


55 
nicht der Beſchlußnahme der Generalverſammlung vorbehalten find. Nament⸗ 
lich erkennt, entſcheidet und beſchließt er: 


1) uͤber das Erforderniß, die Art und Weiſe, ſowie uͤber die Bedingungen 
der zu machenden Anleihen; 1 

2) über die Anlegung des disponiblen Fonds, ſowie uͤber die Hoͤhe der zu 
bewilligenden oder in Anſpruch zu nehmenden Kredite; 

3) über den Plan und Umfang der zu errichtenden Etabliſſements, die Er— 
werbung und Veraͤußerung von Immobilien, Maſchinen und Utenſilien, 
über die großen Reparaturen an denſelben, ſowie über ſaͤmmtliche Neu⸗ 
bauten; 15 

4) über alle wichtige Verträge, welche ſich auf die Regulirung der Preiſe 
und des Abſatzes der Produkte der Geſellſchaft beziehen, ſowie uͤber alle 
wichtige Ankaͤufe von Rohprodukten fuͤr die Fabrikation oder fuͤr den 
Handel der Geſellſchaft; 

5) uͤber die Ernennung und Entſetzung des Betriebsdirektors; 

6) 10 alle Gehaͤlter der Beamten und die allgemeinen Verwaltungs⸗ 
oſten; ö ö 

7) uber die jederzeitige Entlaſſung derjenigen Beamten und Angeſtellten der 
Geſellſchaft, die ein mehr als dreihundert Thaler betragendes Jahres⸗ 
gehalt erhalten, wegen Dienſtvergehen, Nachlaͤſſigkeit oder aus andern 
Gruͤnden, jedoch nur mittelſt eines in Anweſenheit von wenigſtens ſieben 
Verwaltungsraͤthen mit abſoluter Stimmenmehrheit gefaßten Beſchluſſes. 
Dieſe Beſtimmung bezieht ſich jedoch nicht auf den Betriebsdirektor, 
auf den der Artikel 41. in Anwendung kommt; 8 

8) über die Erlaſſung und Abänderung der ſpeziellen Dienſt⸗Inſtruktionen 
für den Betriebs direktor; . 

9) uͤber den Abſchluß der Vertraͤge uͤber Alles, was das Intereſſe der 
Geſellſchaft betrifft, mit der Berechtigung, ſich zu vergleichen, Kompro⸗ 
miſſe abzuſchließen und zu ſubſtituiren. 


Sowie der Verwaltungsrath ſelbſt handeln und unterhandeln, Vergleiche 
und Kompromiſſe uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft abſchließen kann, 
ſo iſt er auch befugt, in allen dieſen Beziehungen ſich vertreten zu laſſen. Er 
iſt berechtigt, eines oder mehrere ſeiner Mitglieder, ſowie den Betriebsdirektor 
oder außerordentliche Kommiſſarien zu beſtimmten Geſchaͤften und Funktionen 
zu delegiren und dieſen die erforderlichen Vollmachten auszufertigen. Er iſt 
ferner befugt, nach Maaßgabe der Ausdehnung der Geſchaͤfte für den Einkauf 
wie den Verkauf der Rohſtoffe ſowohl, als der verſchiedenen Erzeugniſſe auf 
andern Maͤrkten des In⸗ und Auslandes, Agenturen reſp. eigene Komptoirs zu 
errichten. . 

g Artikel 34. 
ei Fuͤr die der Generalverſammlung vorbehaltenen Entſcheidungen liegt in 
dieſen Beſchluͤſſen zugleich die Ertheilung der General- und Spezalvollinacht ; 
an den Verwaltungsrath, dieſe Beſchluͤſſe zu vollziehen oder vollziehen zu laſſen. 
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6 Artikel 358. 


Ueber die von dem Verwaltungsrath gefaßten Beſchluͤſſe werden Pro⸗ 
tokolle aufgenommen und dieſe von den anweſenden Mitgliedern unterzeichnet. 


Artikel 36. 


Alle Ausfertigungen geſchehen unter der Firma: ü 
„Der Verwaltungsrath der Duͤſſeldorfer Spinnerei- und 
Weberei-Aktiengeſellſchaft“ 
und werden von dem Praͤſidenten oder Vizepraͤſidenten oder von zwei Mit⸗ 
gliedern des Verwaltungsraths unterſchrieben. 


Artikel 37. 


‚Der Verwaltungsrath wird nicht beſoldet; er bezieht außer dem Erſatze 
fuͤr die durch ſeine Funktionen veranlaßten Auslagen fuͤr ſeine Muͤhewaltung 
eine Tantieme von fuͤnf Prozent vom Reingewinne; die Vertheilung dieſer Tan⸗ 
tieme ſtellt der Verwaltungsrath unter feine Mitglieder feſt. 5 


C. Vom Betriebs direktor. 


Artikel 38. 


Zur ſpeziellen Führung, wie für den unmittelbaren Betrieb der Geſchaͤfte 
nach den Beſchluͤſſen des Verwaltungsraths wird ein Betriebsdirektor ange⸗ 
ſtellt, welcher nicht Mitglied des Verwaltungsraths ſein reſp. bleiben kann. 
Die Beſoldung des Betriebsdirektors kann zum Theil in einem Antheil vom 
Reingewinne beſtehen. 


Artikel 39. 


In Krankheits- und ſonſtigen Verhinderungsfaͤllen des Betriebsdirektors 
übernimmt und vollzieht ein vom Verwaltungsrath aus feiner Mitte dazu bes 
ſtimmtes Mitglied oder ein vom Verwaltungsrath ernannter Angeſtellter pro⸗ 
viſoriſch deſſen Dienſt. 

Artikel 40. 


Der Betriebsdirektor unterzeichnet die Korreſpondenz, ſowie alle Zah⸗ 
lungsanweiſungen auf den Kaſſirer, und alle Quittungen. Er acceptirt, unter⸗ 
ſchreibt, endoſſirt alle Wechſel und Anweiſungen, er zeichnet fuͤr alle laufenden 
Geſchaͤfte, welche als Ausfuͤhrung der bereits getroffenen Einrichtungen oder 
gefaßten Beſchluͤſſe oder abgeſchloſſenen Vertraͤge zu betrachten ſind; es muͤſſen 
indeß alle Unterſchriften des Betriebsdirektors von einem der Mitglieder des 
Verwaltungsraths oder in Verhinderungsfaͤllen von einem zweiten Beamten 
der Geſellſchaft, den der Verwaltungsrath delegirt, kontraſignirt werden. Der 
Betriebsdirektor iſt verpflichtet, bei allen gerichtlichen Verhandlungen, wobei die 
Partei durch einen Bevollmaͤchtigten ſich vertreten laſſen kann, die Rechte der 
Geſellſchaft wahrzunehmen. Seine Legitimation bildet die von dem Verwal⸗ 
tungsrathe zu ertheilende Vollmacht oder Beſtallung. Der Betriebsdirektor er⸗ 
(Au, 3923) ; 6* nennt 


Mm. 


nennt und entſetzt alle Beamten der Geſellſchaft, deren Ernennung und Ent: 
laſſung nicht dem Verwaltungsrathe vorbehalten iſt. Er hat das Recht, die⸗ 
jenigen Angeſtellten, deren Entlaſſung ihm nicht zuſteht, zu ſuspendiren, und 
darüber ſowohl, wie uͤber die Entlaſſung derſelben die Entſcheidung des Ver⸗ 
waltungsraths herbeizuführen, mit Ausnahme jedoch des erſten techniſchen 
Beamten der Geſellſchaft, deſſen Verhaͤltniſſe und Beziehungen durch ſpezielle i 
Vertraͤge vom Verwaltungsrathe geordnet und feſtgeſtellt werden. 
| Artikel 41. 

Der mit dem Betriebsdirektor abzuſchließende Vertrag ſoll dem Verwal⸗ 
tungsrathe ausdruͤcklich das Recht vorbehalten, jederzeit den Betriebsdirektor 
mittelſt eines von dem Verwaltungsrathe gefaßten Beſchluſſes wegen Dienſt⸗ 
vergehen, oder grober Fahrlaͤſſigkeit, oder aus andern triftigen Gruͤnden zu ent⸗ 
laſſen. Soll eine ſolche Entlaſſung ftattfinden, fo muͤſſen wenigſtens ſechs Mit⸗ 
glieder des Verwaltungsraths fuͤr die Entlaſſung ſtimmen. Eine ſolchergeſtalt 
ausgeſprochene Entlaſſüng des Betriebsdirektors hat zur Folge, daß alle dem⸗ 
ſelben vertragsmaͤßig gewährten Anſpruͤche an die Geſellſchaft auf Beſoldung, 
Antheil am Reingewinne, Entſchaͤdigungen, Gratifikationen und andere Vor⸗ 
theile, vom Tage der Entlaſſung ab, von ſelbſt erloͤſchen. Auch dieſe Beftim- 
mung iſt in den Vertrag mit aufzunehmen. 

N Artikel 42. 5 

Alle Vierteljahre erſtattet der Betriebsdirektor dem Verwaltungsrath 
ſeinen Bericht uͤber den ganzen Geſchaͤftsbetrieb, ſowie alle Jahre einen ſo um⸗ 
faſſenden Abrechnungs- und Geſchaͤftsbericht an die Aktionaire ab, daß daraus 
der Gang und der jedesmalige Standpunkt des ganzen Unternehmens in feiner, 
finanziellen Lage, ſeiner Verwaltung, ſeinen Leiſtungen und Erfolgen genau 
uͤberſehen werden kann. 

a Artikel 43. 

Der Betriebsdirektor muß mindeſtens fuͤnfzehn Aktien der Geſellſchaft 
beſitzen oder erwerben; dieſe Aktien dienen als generelle Amtskaution und wer⸗ 
den in das Archiv der Geſellſchaft gelegt; fie duͤrfen, fo lange die Funktionen 
des Betriebsdirektors dauern, weder veräußert, noch übertragen werden. 


Titel IV. 
Bilanz. Dividende und Reſervefonds. 
Artikel 44. | 


Mit dem Jahresſchluſſe veranlaßt der Betriebsdirektor die vollſtaͤndige 
und genaue Inventariſation des Geſchaͤftsvermoͤgens uͤber Beſitzungen, Vorraͤthe 
und Ausſtaͤnde, und legt dieſelbe, in ein dazu beſtimmtes Regiſter eingetragen, 
mit den Belaͤgen dem Verwaltungsrathe zur Pruͤfrung und Feſtſtellung vor. 

Hierbei wird jedesmal bei den Immobilien, mit Ausſchluß des Grund 
und Bodens, zwei Prozent, und bei den Maſchinen mindeſtens fuͤnf Prozent 
des Ankaufpreiſes abgeſchrieben. Die Preiſe der Rohſtoffe, Fabrikate und 

Ma⸗ 
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Materialvorraͤthe werden bei der Feſtſtellung des Inventars und der Aufſtellung 
955 e von dem Verwaltungsrathe nach dem niedrigſten laufenden Werthe 
erechnet. 92 ö 


i Artikel 45. 

g Der Verwaltungsrath beſtimmt alljaͤhrlich, wie hoch die ſtattgefundenen 
Ausgaben fuͤr Neubauten, Maſchinen, Utenfilien und größere Anſchaffungen 
oder Anlagen, welche einen bleibenden Werth haben, zur Beruͤckſichtigung und 

Anrechnung kommen, und wie viel von dem Werthe der Immobilien und Mo⸗ 


d 


bilien abgeſchrieben werden ſoll. 
Artikel 46. 


Mit zehn Prozent von dem durch die gezogene Bilanz ſich ausweiſenden 
Reinertrage wird ein Reſervefonds gebildet, bis derſelbe bei der erſten Emiſſion 
von ſiebenhundert funfzigtauſend Thalern die Höhe von funfzigtauſend Thalern, 
nach der Emiſſion des ganzen Aktienkapitals von Einer Million fuͤnfhundert 
tauſend Thalern aber die Hoͤhe von hunderttauſend Thalern erreicht hat. Ueber 
hunderttauſend Thaler ſoll der Reſervefonds nicht ſteigen. Ueber zwei Drittel 
des jährlich aufkommenden Beitrages zum Reſervefonds darf der Verwaltungs: 
rath jedoch nur zur Deckung außerordentlicher Verluſte verfuͤgen. Jede Ver⸗ 
ringerung des Reſervefonds unter die im Anfange des gegenwaͤrtigen Artikels 
genannte Normalſumme hat deſſen relative Ergaͤnzung in den naͤchſten Jahren 
zur Folge. 

Artikel 47. 


Die Generalverſammlung beſtimmt, wie viel von dem nach vorſtehenden 
Beſtimmungen erzielten und verbleibenden Reingewinne unter die Aftionaire als 
Dividende vertheilt werden ſoll. f 

Dieſe Dividenden find in Duͤſſeldorf an der Kaffe der Geſellſchaft zahl- 
bar, ſie koͤnnen jedoch durch Beſchluß des Verwaltungsraths auch an anderen 

Orten zahlbar geſtellt werden. 

Die Zahlung der Dividende findet jaͤhrlich am erſten Juli gegen Einlie— 

ferung der ausgegebenen Dividendenſcheine ſtatt. f 


Artikel 48. 


5 Die Dividenden verjaͤhren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 
fünf Jahren, von dem Tage an gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar ge- 
ſtellt find, g i 


Titel V. 
Schlichtung von Streitigkeiten. 
3 d Artikel 49. 8 a 
Streitigkeiten zwiſchen den Aktionairen und der Geſellſchaft ſollen durch 
zwei von den Parteien zu erwaͤhlende, im Regierungsbezirk Duͤſſeldorf wehen 
(Nr. 3923.) i 


\ 


8 


bei der Sache nicht betheiligte Schiedsrichter geſchlichtet werden; koͤnnen ſich 
die beiden Schiedsrichter nicht einigen, ſo ernennt auf deren Antrag der zeitige 
Praͤſident des Handelsgerichts in Duͤſſeldorf, oder, falls dieſer ſelbſt Aktionair 
iſt, das aͤlteſte nicht betheiligte Mitglied des Handelsgerichts daſelbſt einen Ob- 
mann, der vorzugsweiſe aus den mit richterlichen Eigenſchaften verſehenen Juſtiz⸗ 
beamten zu waͤhlen iſt. Iſt eine Partei laͤnger als vierzehn Tage nach er⸗ 
gangener Aufforderung mit der Wahl des Schiedsrichters ſaͤumig, ſo erfolgt 
die letztere in derſelben Weiſe, wie die Wahl des Obmanns. 

Die Vollziehung des ſchiedsrichterlichen Erkenntniſſes gebuͤhrt indeß 
noͤthigenfalls dem ordentlichen Richter. 

Die Aktionaire der Geſellſchaft verzichten auf Appell und Kaſſation gegen 
die Entſcheidung des Schiedsgerichts. n 


Titel VI. 
Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 


Artikel 50. 
Die Koͤnigliche Staatsregierung iſt befugt, einen Kommiſſar zur Wahr⸗ 
nehmung des Aufſichtsrechts für beſtaͤndig oder für einzelne Falle zu beftellen. 
Dieſer Kommiſſar kann nicht nur den Geſellſchaftsvorſtand, die Generalver— 
ſammlung oder ſonſtige Organe der Geſellſchaft guͤltig zuſammenberufen und 
ihren Berathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Buͤchern, Rech⸗ 
nungen, Regiſtern und ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der Geſell⸗ 
ſchaft, ſowie von ihren Kaſſen und Anſtalten, Einſicht nehmen. 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


Artikel 51. 


Es wird hierdurch den Mitſtiftern der Geſellſchaft, Herren Kommerzien⸗ 
rath Haniel, Fabrikbeſitzer Lupp und Kaufmann Trinkaus, und zwar Allen 
zuſammen, ſowie Jedem fuͤr ſich allein im Falle der Abweſenheit des Andern, 
mit dem Rechte der Subſtitution Auftrag und Vollmacht ertheilt, die landes⸗ 
herrliche Genehmigung der Geſellſchaft nachzuſuchen, ſowie diejenigen Veraͤn⸗ 
derungen der Statuten und Zuſaͤtze zu denſelben Namens der Kontrahenten 
vorzunehmen, welche die Staatsregierung vorſchreiben oder empfehlen wird. 
Dieſe Veränderungen ſollen für ſaͤmmtliche Kontrahenten und für alle in Ge⸗ 
maͤßheit des erſten Artikels dieſes Statuts beitretende Aktionaire ebenſo rechts⸗ 
verbindlich ſein, als wenn ſie wirklich in dem gegenwaͤrtigen Statute bereits 
aufgenommen waͤren. ö 


Duͤſſel⸗ 
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Düſſeldorfer Spinnerei⸗ und Weberei⸗Aktiengeſellſch aft, 
gegruͤndet durch notariellen Vertrag vom 4. Juli 5 35 st von des Koͤnigs Araetät 
NFF 


uͤber i 
200 Thaler Preußiſch Kurant. a 
Die Zahlung iſt mit zweihundert Thalern geleiſtet. Der Inhaber hat 
alle ſtatutenmaͤßigen Rechte und Pflichten. 8 
Ausgefertigt Duͤſſeldorf, den 185. 


Der Verwaltungsrath. 
Buffet Spinnerei⸗ und Weberei⸗Aktiengeſellſchaft. 


Erster Dividenden-Schein 
zur Actie 1949 
Inhaber empfaͤngt am 1. Juli 18. gegen dieſen Schein an der 
Kaſſe der Geſellſchaft oder an den ſtatutenmaͤßig naͤher zu bezeichnenden Zahl⸗ 
ſtellen die nach $. 47. der Statuten ermittelte Dividende für das Betriebs⸗ 


jahr 18. 
Düffeldorf, Den litt... 199. 
Der Verwaltungsrath. 
Ruͤckſeite. 


Die Dividenden verfahren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 
fuͤnf Jahren, von dem Tage an gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar geſtellt ſind. 


(Nr. 3924.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 18. Januar 1854., betreffend einige ergaͤnzende Be— 
ſtimmungen zu der Verordnung vom 7. Jannar 1852. uͤber die Organi⸗ 
ſation 5 Verwaltungsbehoͤrden fuͤr die Hohenzollernſchen Lande. 


Al den Bericht des Staatsminiſteriums vom 12. Dezember v. J. beſtimme 
Ich zur Ergänzung der $$. 2. 9. und 10. der Verordnung Bong “=, Januar 


1852., was folgt: 


1) Die Hohenzollernſchen Lande werden in adminiſtrativer Bezichung⸗ in 
1 5 Oberamtsbezirke eingetheilt, welchen die Benennung 
Oberamtsbezirk Hechingen, \ 
Sigmaringen, 
Gammertingen, 
Haigerloch, 
Wald, 


Trochtelfingen, 
Oſtrach 


Munny mu 


beigelegt wird. i f 
(Fr. 3923 —3928.) 2) Die 


ee 


2) Die Oberamtsbezirke Hechingen, Wald, Trochtelfingen und Oſtrach ver- 
bleiben in ihrer bisherigen Begrenzung. 

Der Oberamtsbezirk Sigmaringen umfaßt den bisherigen Ober⸗ 
amtsbezirk gleichen Namens, das Obervoigteiamt Achberg und die zu dem 
fruͤheren Oberamtsbezirk nenen gehoͤrigen Gemeinden Ober- und Un⸗ 
terſchmeien, ſowie das Huͤttenwerk Thiergarten. ER 

„Der Oberamtsbezirk Gammertingen beſteht aus den bisherigen Ober- 
amtsbezirken Gammertingen und Straßberg, ausſchließlich der Gemeinden 
Ober- und Unterſchmeien und des Huͤttenwerks Thiergarten. 

Der Oberamtsbezirk Haigerloch beſteht aus den bisherigen Ober- 
amtsbezirken Haigerloch und Glatt. 

3) Die Reſſortverhaͤltniſſe der Oberamtmaͤnner regeln ſich nach den Be— 
ſtimmungen der $$. 9. und 10. der Verordnung vom 7. Januar 1852. 
mit der Ausnahme, daß fuͤr den ganzen Umfang der Hohenzollernſchen 
Lande die Militair⸗Erſatzgeſchaͤfte in der bisherigen Ausdehnung den Ober⸗ 
amtmaͤnnern von Hechingen und Sigmaringen verbleiben. 

di; Dieſer Erlaß ift durch die Gefeg-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 

zu bringen. 
Cherrlörtenbutg, den 18. Januar 1854. 8 


Ä Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 

g v. Bodelſchwingh. v. Bonin. \ > 
An das Staatsminiſterium. 


(Fr. 3925.) Bekanntmachung der von den Kammern ertheilten Genehmigung zu der Ver⸗ 
5 ordnung vom 17. September 1853., fernere Erleichterungen des Verkehrs 
zwiſchen den Staaten des Zollvereins und den Staaten des Steuervereins 

betreffend. Vom 28. Januar 1854. 


Nachden die unter Vorbehalt der Genehmigung der Kammern erlaſſene 

Verordnung 8 ö f 
wegen fernerer Erleichterungen des Verkehrs zwiſchen den Staaten des 
Zollvereins und den Staaten des Steuervereins vom 17. September 
1853. (Geſetz Sammlung S. 757.) \ i 

von 1 Kammern genehmigt worden iſt, wird dieſes hierdurch bekannt 

emacht. 5 f 5 

5 Berlin, den 28. Januar 1854. 


Das Staatsminiſterium. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwing h. v. Bonin. | 


Redigirt im Büreau des Staats - Minifteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
5 (Rudolph Decker.) \ 


